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Die obengenannten Verordnungen zur Änderung 
des Deutschen Zolltarifs 1966 (Revidierte zweite An- 
gleichung für Waren der gewerblichen Wirtschaft) 
wurden mit Schreiben des Herrn Präsidenten vom 
4. Juli 1966 und 11. August 1966 dem Ausschuß für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit Frist zum 


12. Oktober 1966 und 23. November 1966 zur Be- 
handlung überwiesen. Bei diesen Verordnungen 
handelt es sich um sogenannte Nachlaufverordnun- 
gen, die im Bundesgesetzblatt Teil II S. 469 und 
S. 612 verkündet wurden und am 1. Juli 1966 bzw. 
am 29. Juli 1966 in Kraft getreten sind. Der Bundes- 
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tag hat gemäß § 77 Abs. 5 des Zollgesetzes vom 
14. Juni 1961 (BGBl. I S. 737) ein Aufhebungsrecht. 

Die sechs Mitgliedstaaten der EWG haben die 
zweite vertragsgerechte Angleichung der nationalen 
Außenzollsätze für Waren der gewerblichen Wirt- 
schaft, die in Anhang II des EWG-Vertrages nicht 
genannt sind, an die Zollsätze des Gemeinsamen 
Zolltarifs der EWG zum 1. Juli 1966 beschlossen. 
Die Angleichung verringert den Abstand zwischen 
den deutschen Ausgangszollsätzen vom 1. Januar 
1957 und den Zollsätzen des Gemeinsamen Zolltarifs 
der EWG um 60 °/o. Von dieser Angleichung sind 
rd. 1900 Tarifstellen betroffen. Davon erfaßt die 

a) „Dreiundvierzigste Verordnung" rd. 500 Positio- 
nen, für die durch Entscheidung des EWG-Mini- 
sterrats die Sätze des Gemeinsamen Zolltarifs 
der EWG bis zum 30. Juni 1967 um 20 ’°/o ausge- 
setzt worden sind. Für diese Positionen bleibt die 
Zollbelastung in der bisher geltenden Höhe be- 
stehen 

b) „Vierundvierzigste Verordnung“ rd. 200 Positio- 
nen, bei denen die Angleichung an die bis zum 
30. Juni 1967 um 20 °/o ausgesetzten Sätze des 
Gemeinsamen Zolltarifs zu einer Verminderung 
der bisherigen Zollbelastung führt 


c) „Vierundfünfzigste Verordnung“ 2 Postitionen, für 
die Binnenzollsenkungen im Zusammenhang mit 
der in der Vierundvierzigsten Verordnung durch- 
geführten Senkung von Außenzollsätzen erfor- 
derlich geworden sind. In der Vierundvierzigsten 
Verordnung werden u. a. die für die Tarifnum- 
mern 25.09 (Farberde usw.) - A - 1 - b - 1 und 47.02 
(Papierabfälle usw.) - A - II - b geltenden Außen- 
zollsätze des Deutschen Zolltarifs an die für die 
Zeit vom 1. Juli 1966 bis zum 30. Juni 1967 um 
20 %> ausgesetzten Sätze des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs angeglichen. Die Angleichung ergibt in bei- 
den Fällen eine Senkung des Außenzollsatzes 
von 3 °/o auf 2,4 °/'o des Wertes. Da die Bdnnen- 
zollsätze nicht höher sein dürfen, als die zuge- 
hörigen Außenzollsätze, werden in der Vierund- 
fünfzigsten Verordnung die Binnenzollsätze für 
die genannten Tarifstellen auf die Höhe der zu- 
gehörigen Außenzollsätze (von 3 °/o auf 2,4 °/o des 
Wertes) festgesetzt. 

d) „Fünfundvierzigste Verordnung" rd. 1200 Posi- 
tionen, bei denen die Angleichung an die vollen 
Sätze des Gemeinsamen Zolltarifs der EWG zu 
Erhöhungen der Zollbelastung führt. 

Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen empfiehlt dem Plenum, die Aufhebung der 
Verordnungen nicht zu verlangen. 


Bonn, den 22. September 1966 


Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 
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